VERFASSUNGSRAT
Kommission 5

Zusammenfassung der 21. und 22. Sitzung

Mittwoch 5. und Freitag 7. Dezember 2001

Die Kommission 5 tagte kurzfristig zwei Mal zu Beginn des Monats Dezember, um die zweite Lesung zu einem Ende bringen zu können.

Nebst den zahlreichen behandelten Themen hat die Kommission ihre Entscheidungen aus der ersten Lesung betreffend das zukünftige Profil des Staatsrates bestätigt und verfeinert. So wurde nach verschiedenstem Meinungsaustausch festgehalten, dass der Staatsrat nach dem Majorzsystem gewählt wird; allerdings kann eine politische Partei nicht die Mehrheit im Staatsrat halten, wenn sie nicht auch gleichzeitig die Mehrheit im Parlament hat. Gemäss den Vorschlägen der Kommission wird der Staatsrat 7 Mitglieder umfassen, für 5 Jahre und maximal 3 Legistlaturperioden gewählt. In diesem Punkt hielt die Kommission auch einen obligatorischen Departementenwechsel fest, um die Motivation der Staatsräte, welche 15 Jahre amten wollen, aufrechtzuerhalten. Ferner wurde beschlossen, das Kollegialitätsprinzip nicht in die Verfassung aufzunehmen, wie es ja heute auch der Fall ist. Schliesslich wird der Präsident der Regierung für ein Jahr ernannt, kann aber sogleich wiedergewählt werden.

Die Kommission 5 bestätigte ihre Vorschläge betreffend den Wahlkreisen.

Als Folge der Informationspflicht der Öffentlichkeit durch die kantonalen Behörden hielt die Kommission eine neue These fest, welche vorsieht, dass jeder Bürger und jede Bürgerin Zugang zu den offiziellen Dokumenten haben kann.

Um die erforderliche Stabilität für das gute Funktionieren des Staats zu gewährleisten, verzichtet die Kommission darauf, die Möglichkeit der Absetzung der gesamten kantonalen Regierung oder einzelner seiner Mitglieder vorzusehen.

Am Ende der Sitzung und zur Lösung eines Falls der Stimmengleichheit bei der zweiten Lösung beschloss die Kommission in dritter Lesung, dass die Mitglieder des Grossen Rates während insgesamt höchstens drei Legislaturperioden in dieser Funktion amten können.

Die Kommission wird sich zum letzten Mal am 19. Dezember versammeln, vor allem um ihren Schlussbericht zu genehmigen.
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